
Aktenzeichen: 4 AZR 741/00 
Bundesarbeitsgericht 4. Senat Urteil vom 20. Februar 2002 

- 4 AZR 741/00 -

I. Arbeitsgericht 
Hamburg

Urteil vom 14. März 2000 
-17 Ca 222/99 -

II. Landesarbeitsgericht 
Hamburg

Urteil vom 11. Oktober 2000 
- 5 Sa 48/00 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse: Nein

Entscheidungsstichwort:
Gleichsteilungsabrede bei Verbandsaustritt des Arbeitgebers

Gesetz:
BGB §§ 133, 157; TVG §§ 3,4

Leitsätze:
keine
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BUNDESARBEITSGERICHT

4 AZR 741/00
5 Sa 48/00 
Landesarbeitsgericht 
Hamburg

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
20. Februar 2002

URTEIL
Freitag, Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle

In Sachen

Beklagte, Berufungsbeklagte und Revisionsklägerin,

pp.

Kläger, Berufungskläger und Revisionsbeklagter,

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der mündlichen Verhand­

lung vom 20. Februar 2002 durch den Vorsitzenden Richter am Bundesarbeitsgericht 

Schliemann, die Richter am Bundesarbeitsgericht Bott und Dr. Friedrich sowie die eh­

renamtliche Richterin Pfeil und den ehrenamtlichen Richter Münter für Recht erkannt:

1. Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des Landes­
arbeitsgerichts Hamburg vom 11. Oktober 2000 - 5 Sa 
48/00 - aufgehoben.

2. Die Berufung des Klägers gegen das Urteil des Arbeitsge­
richts Hamburg vom 14. März 2000 - 17 Ca 222/99 - wird 
vollen Umfangs zurückgewiesen.
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3. Der Kläger hat die Kosten der Berufung und der Revision zu 
tragen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten über die Höhe der dem Kläger für die Monate Januar bis 

Juli 1999 zustehenden Vergütung.

Der Kläger ist bei der Beklagten, einem Unternehmen der Metallindustrie mit 

Sitz in Hamburg, seit dem 1. März 1971 als Labor-Techniker beschäftigt. In dem Ar­

beitsvertrag der Parteien vom 26. Januar 1971 ist, soweit hier von Interesse, verein­

bart:

Dem Arbeitsverhältnis liegt der jeweils gültige Manteltarifvertrag 
für Angestellte der Metallindustrie Hamburg einschließlich der 
hierzu ergangenen Zusatzabkommen zugrunde ...

Sie beginnen mit folgendem Gehalt:

a) Gehalt nach Gruppe T  4/1 DM 1.001 , -

b) Jederzeit anrechenbare Zulage DM____ 299,--

insgesamt brutto DM 1 .300 ,-

Nach Ablauf eines halben Jahres werden wir aufgrund Ihrer 
Leistungen die Frage prüfen, inwieweit unabhängig von tarifli­
chen Veränderungen eine Gehaltsaufbesserung möglich ist.

Bei der Beklagten, die vom 24. September 1956 bis zum 30. Juni 1998 Mit­

glied im tarifvertragschließenden Arbeitgeberverband Nordmetall war, wird seit jeher 

mit allen Arbeitnehmern ohne Rücksicht auf deren - auch im Falle des Klägers - der 

Beklagten bei Vertragsschluß auch nicht bekannter etwaiger Gewerkschaftszugehörig­

keit die Anwendung der einschlägigen Tarifverträge einzelvertraglich vereinbart. Die 

Beklagte verwandte in den Arbeitsverträgen für die Verweisung auf tarifrechtliche Re­

gelungen verschiedene Formulierungen.
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Mit Wirkung ab 1. Januar 1999 trat der Gehaltstarifvertrag für die Angestellten 

in der Metallindustrie Hamburgs und Umgebung vom 2. März 1999 in Kraft 

- nachfolgend: GTV 99 Der Kläger, vergütet nach dem bis zum 31. Dezember 1998 

geltenden Gehaltstarifvertrag vom 1. April 1998 zuzüglich einer übertariflichen Zulage 

von 54,00 DM im Monat, beansprucht von der Beklagten die sich aus dem GTV 99 

ergebenden Einmalzahlungen und die lineare Tarifgehaltserhöhung für die Monate 

Januar bis Juli 1999. Diese Ansprüche des Klägers belaufen sich unstreitig auf 

2.426,90 DM brutto.

Im Mai 1999 gewährte die Beklagte allen ihren Beschäftigten entsprechend 

dem Aushang 12/99 eine Sonderzahlung für das Jahr 1998, im Falle des Klägers in 

Höhe von 717,00 DM brutto. In dem Aushang heißt es ua., daß die Geschäftsleitung 

mit Befürwortung des Betriebsrats beschlossen habe, "in Anbetracht des positiven Er­

gebnisses des vergangenen Geschäftsjahres" eine Sonderzahlung zu gewähren. Wei­

ter heißt es in dem Aushang:

Diese Sonderzahlung ist nicht als Ausgleich für die von einigen 
Mitarbeiter(inne)n geforderte Tariferhöhung gedacht. Den Mit­
arbeiterinnen, die ihren vermeintlichen Anspruch auf Tarifer­
höhung durch eine erfolgreiche Klage bestätigt bekommen, wird 
diese Sonderzahlung auf ihren vermeintlichen Anspruch ange­
rechnet. Die Sonderzahlung ist ausdrücklich an diese Bedin­
gung geknüpft.

Der Kläger hat die Auffassung vertreten, die Auslegung der vertraglichen Be­

zugnahmeklausel ergebe, daß eine dynamische Bezugnahme auf die jeweils geltenden 

Tarifverträge einschließlich der tariflichen Gehaltsregelungen gewollt gewesen sei. Er 

habe bei Vertragsschluß nicht gewußt, ob die Beklagte tarifgebunden gewesen sei. Die 

Bezugnahmeklausel verweise auch auf die einschlägigen tariflichen Gehaltsregelun­

gen. Diese seien im übrigen Zusatzabkommen im Sinne des Arbeitsvertrages. Eine 

Anrechnung der Sonderzahlung auf seine Ansprüche nach dem GTV 99 könne nicht 

erfolgen, denn er solle durch die Anrechnungsklausel deshalb schlechter gestellt wer­

den, weil er die ihm vertraglich zustehenden Rechte geltend mache.

Der Kläger hat beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an den Kläger 2.426,90 DM brutto 
nebst 4 % Zinsen auf den sich aus 1.516,50 DM brutto erge­
benden Nettobetrag seit dem 3. Juni 1999 und auf den sich aus
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jeweils 227,60 DM brutto ergebenden Nettobetrag seit dem 
7. Juli 1999, 31. Mai 1999, 30. Juni 1999 und 31. Juli 1999 zu 
zahlen.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hat, soweit noch von 

Interesse, die Ansicht vertreten, daß sich die Verweisungsklausel im Arbeitsvertrag des 

Klägers mit dem Wirksamwerden ihres Verbandsaustritts von einer dynamischen in 

eine statische gewandelt habe. Ein entgegen ihrer - der Beklagten - Auffassung beste­

hender Anspruch des Klägers mindere sich aber jedenfalls um die Sonderzahlung, die 

sie im Monat Mai 1999 geleistet habe. Es liege ein sachlicher Grund für eine Differen­

zierung vor, weil die Beschäftigten, die einen Anspruch auf Entgelterhöhung durch­

setzten, nicht zusätzlich besser gestellt werden sollten als die übrigen Beschäftigten.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht hat 

unter Zurückweisung der Berufung wegen eines Teilbetrags der Klageforderung in Hö­

he von 270,00 DM brutto - übertarifliche Zulage von 54,00 DM brutto für fünf Monate - 

der Klage in Höhe von 2.156,90 DM nebst Zinsen stattgegeben und die Revision zu­

gelassen. Die Beklagte beantragt die Wiederherstellung des erstinstanzlichen Urteils. 

Der Kläger beantragt, die Revision zurückzuweisen.

Entscheidunqsqründe

Die Revision der Beklagten ist begründet. Sie führt zur Wiederherstellung des 

klageabweisenden Urteils des Arbeitsgerichts.

I. Der Kläger hat keinen Anspruch auf die Gehaltserhöhung nach dem GTV 99.

1. Eine tarifvertragliche Anspruchsgrundlage für den Klageanspruch kommt nicht 

in Betracht. Zur Tarifgebundenheit des Klägers ist nichts vorgetragen, jedenfalls vom 

Landesarbeitsgericht nichts festgestellt. Auch im Falle seiner Tarifgebundenheit (§ 3 

Abs. 1 TVG) hätte der Kläger keinen tariflichen Anspruch auf Leistungen nach dem 

GTV 99. Denn infolge des Verbandsaustritts der Beklagten zum 30. Juni 1998 besteht 

keine beiderseitige Tarifgebundenheit an den GTV 99, die Voraussetzung für dessen 

normative Geltung zwischen den Parteien ist (§ 3 Abs. 1, § 4 Abs. 1 TVG).
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2. Der GTV 99 ist auch nicht kraft der im Arbeitsvertrag der Parteien vom 

26. Januar 1971 vereinbarten Bezugnahmeklausel schuldrechtlich anzuwenden.

a) Dabei kann zugunsten des Klägers unterstellt werden, daß die Bezugnahme­

klausel auch auf die tariflichen Gehaltsregelungen für die Angestellten in der Metallin­

dustrie Hamburgs und Umgebung dynamisch verweist. So hat sich die Beklagte auch 

verhalten.

b) Gleichwohl hat der Kläger entgegen der Auffassung des Landesarbeitsge­

richts keinen vertraglichen Anspruch auf Vergütung nach dem GTV 99. Denn die von 

ihm mit der zur Zeit des Vertragsschlusses tarifgebundenen Beklagten vereinbarte 

- dynamische - Bezugnahme ua. auf den für den Betrieb der Beklagten einschlägigen 

Gehaltstarifvertrag ist gern. §§ 133, 157 BGB als sog. Gleichstellungsabrede auszule­

gen. Sie führt deshalb vertragsrechtlich nicht zu einem vom tarifrechtlichen (siehe 

Ziff. 1) abweichenden Ergebnis.

Der Senat hat durch Urteil vom 26. September 2001 (- 4 AZR 544/00  - DB 

2002, 1005, auch zur Veröffentlichung in der Amtlichen Sammlung vorgesehen) für 

einen hinsichtlich der entscheidungserheblichen Umstände ebenso gelagerten Fall 

entschieden, daß eine dynamische Bezugnahme auf die einschlägigen Tarifverträge in 

einem vom tarifgebundenen Arbeitgeber vorformulierten Vertrag typischerweise eine 

Gleichstellungsabrede ist. Er hat seine Auffassung ausführlich mit dem Zweck der von 

einem tarifgebundenen Arbeitgeber allgemein mit seinen Arbeitnehmern vereinbarten 

Bezugnahme auf die einschlägigen tariflichen Regelungen, der Interessen läge (zB 

Vermeidung von Anreizen zum Gewerkschaftsbeitritt) und der soziotypischen Aus­

gangstage bei Vertragsschluß (zB Kenntnis oder Unkenntnis des Bestehens oder 

Nichtbestehens der Verbandszugehörigkeit der jeweils anderen Vertragspartei) be­

gründet. Auf diese Ausführungen nimmt der Senat Bezug. Er hält an ihnen nach deren 

nochmaliger Überprüfung fest.

aa) Wegen der arbeitsrechtlich vorstrukturierten Bedingungen bei Vertragsschluß 

kommt es danach entgegen der Auffassung des Landesarbeitsgerichts nicht darauf an, 

ob dem Arbeitnehmer zu diesem Zeitpunkt die Tarifgebundenheit des Arbeitgebers 

bekannt war, etwa weil dieser sie offengelegt hat. Der Arbeitgeber darf bei Vertrags­

schluß nicht erfragen, ob der Arbeitnehmer tarifgebunden ist oder nicht. Wenn ein Ar­

beitgeber von sich aus die Anwendbarkeit der einschlägigen Tarifverträge anbietet, 

erfolgt das typischerweise deshalb, weil er an die in Bezug genommenen Tarifverträge
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gebunden ist und mit der Bezugnahme eine Gleichstellung der tarifgebundenen und 

der nichttarifgebundenen Arbeitnehmer erreichen will. Diese objektiven, durch das ar­

beitsrechtliche Frageverbot nach der Gewerkschaftszugehörigkeit des Arbeitnehmers 

bedingten Umstände sind von dem Empfängerhorizont des verständigen Arbeitneh­

mers her erkennbar. Wenn keine entgegenstehenden Anhaltspunkte vorliegen, muß 

der Arbeitnehmer davon ausgehen, daß eine Bezugnahmeklausel, die von der Arbeit­

geberseite angeboten wird, als Gleichstellungsabrede gemeint ist (Senat aaO, zu 

Ziff. I l l  eb b  (1) der Gründe).

bb) Es ist auch bedeutungslos, ob die Gleichstellungsabrede bei beiderseitiger 

Tarifgebundenheit der Arbeitsvertragsparteien im Zeitpunkt des Vertragsschlusses 

deklaratorisch oder - wie das Landesarbeitsgericht annimmt - konstitutiv wirkt. Solange 

beide Arbeitsvertragsparteien tarifgebunden sind, gilt der einschlägige Tarifvertrag 

gern. § 3 Abs. 1, § 4 Abs. 1 TVG für diese unmittelbar und zwingend. Daß der Arbeit­

nehmer und der Arbeitgeber sich zugleich auf eine konstitutiv wirkende dynamische 

Verweisung berufen können, ist zwar zutreffend, aber nicht von praktischer Bedeutung. 

Nach Beendigung der Mitgliedschaft des Arbeitgebers im Arbeitgeberverband und sei­

ner Nachbindung nach § 3 Abs. 3 TVG wirken die vormals unmittelbar und zwingend 

für das Arbeitsverhältnis geltenden Tarifverträge nach § 4 Abs. 5 TVG nach. Sie haben 

für dieses aber keine zwingende Wirkung mehr. Die nach wie vor geltende arbeitsver­

tragliche Vereinbarung, der Arbeitnehmer werde so gestellt, als wäre er tarifgebunden, 

führt auch bei konstitutiver Wirkung derselben nicht zur Teilnahme des Arbeitnehmers 

an den nach Verbandsaustritt des Arbeitgebers vereinbarten und in Kraft getretenen 

Tarifverträgen bzw. Tarifänderungen. Denn mangels der Mitgliedschaft des Arbeitge­

bers im tarifschließenden Verband fehlt die Voraussetzung der beiderseitigen Tarifge­

bundenheit (§ 4 Abs. 1 TVG). Diesbezüglich trifft die Gleichstellungsabrede keine er­

setzende Regelung (Senat aaO, zu Ziff. I1 1 c bb (3) der Gründe). Dies verkennt das 

Landesarbeitsgericht.

cc) Entgegen der Ansicht des Landesarbeitsgerichts ist die Annahme einer 

Gleichstellungsabrede begrifflich nicht dann ausgeschlossen, wenn mit der Bezug­

nahme auf tarifliche Regelungen weitere Zwecke - zB die Vereinfachung der Perso­

nalarbeit, Vereinheitlichung und Rechtssicherheit - verfolgt weraen. Denn diese Zwek- 

ke sind bei der Auslegung der Bezugnahmeklausel als Gleichstellungsabrede ebenfalls 

erfüllt. Auch bei einer Gleichstellungsabrede müssen die einzelnen tariflich geregelten 

Arbeitsbedingungen nicht in den Arbeitsvertrag aufgenommen und bei Tarifänderungen
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geändert werden. Damit schafft die Gleichstellungsabrede zugleich Rechtssicherheit. 

Ebenso wird die Einheitlichkeit der Arbeitsbedingungen im Betrieb gewahrt. Das gilt 

nicht nur für die Dauer der Tarifgebundenheit des Arbeitgebers, sondern auch für die 

Zeit nach deren Beendigung. Dann finden für die nichttarifgebundenen Arbeitnehmer 

die Tarifverträge ebenso Anwendung wie sie normativ für die tarifgebundenen auf 

Grund der Nachwirkung gern. § 4 Abs. 5 TVG gelten, also statisch (Senat aaO, zu 

Ziff. I1 1 c bb (2) der Gründe).

c) Bei der Verweisungsklausel im Arbeitsvertrag der Parteien handelt es sich 

entgegen der Auffassung des Landesarbeitsgerichts um eine Gleichstellungsabrede. 

Denn der von der seinerzeit tarifgebundenen Beklagten vorformulierte Arbeitsvertrag 

enthält eine dynamische Verweisung auf die einschlägigen Tarifverträge. Umstände, 

die eine davon abweichende Auslegung der Bezugnahmeklausel im Arbeitsvertrag der 

Parteien gebieten, hat das Landesarbeitsgericht nicht festgestellt, im Gegenteil: Es hat 

ausgeführt, die Begleitumstände zur Zeit des Vertragsschlusses, insbesondere die 

Entstehungsgeschichte des Vertrages, seien unergiebig, hierzu hätten die Parteien 

nichts vorgetragen. Soweit damit im wesentlichen auf den Zweck der Regelung und die 

Interessenlage der Parteien zur Zeit des Vertragsschlusses abzustellen sei, hätten die 

Parteien ebenfalls keine Einzelheiten vorgetragen, die Hinweise auf den Vertragsinhalt 

über den Wortlaut und das allgemeine Verständnis arbeitsvertraglicher Inbezugnahme­

klauseln hinaus geben könnten.

d) Die Gleichstellungsabrede der Parteien hat damit zur Folge, daß der GTV 99 

auf das Arbeitsverhältnis der Parteien nicht zur Anwendung kommt. Sie bewirkte, daß 

der Kläger unabhängig von seiner Tarifgebundenheit an der Tarifentwicklung des in 

Bezug genommenen Gehaltstarifvertrages teilnahm, wie wenn er tarifgebunden wäre. 

Die Gleichstellungsabrede ersetzte nur die durch die Mitgliedschaft in der zuständigen 

Gewerkschaft begründete Tarifgebundenheit. Deshalb nahm der Kläger kraft vertragli­

cher Vereinbarung nur solange an der Tarifentwicklung teil wie ein tarifgebundener 

Arbeitnehmer. Da der GTV 99 erst abgeschlossen worden ist, nachdem die Beklagte 

aus dem Tarifträgerverband ausgeschieden war, gilt er mangels Tarifgebundenheit der 

Beklagten nicht nach § 4 Abs. 1 TVG für die Arbeitsverhältnisse mit den tarifgebunde­

nen Arbeitnehmern. Demgemäß findet er auf Grund der Bezugnahmeklausel auch 

nicht auf das Arbeitsverhältnis des Klägers Anwendung.
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e) Auf die übrigen Gesichtspunkte der Rechtsverteidigung der Beklagten - korri­

gierende Vertragsauslegung, Vertragsanpassung wegen Wegfalls der Geschäfts­

grundlage, Anrechnung der Sonderzahlung auf den Klageanspruch - kommt es daher 

nicht an.

II. Der Kläger hat gern. § 91 ZPO die Kosten der Berufung und der Revisi­

on zu tragen.

Schliemann Friedrich Bott

Pfeil Münter
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